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Wiıderspruch eines der beiden Ehepartner werden Nur tür den konkreten Einzeltall Ausnahmen zulassen und
kann, das Entstehen vieler SOgeNaANNTEF ‚Papıenehen ermöglichen. Der Präsiıdent des Verbandes, Helmuth

verhindern. Der Klubobmann an L wOrtetie weıter, da{fß Schattovits, der 1im Lauf der monatelangen Beratungen
die Vorschläge der SPO 1n eınem hohen Ma{fi auch auf das NeuUueEe Fherecht ımmer wıeder den katholischen Stand-
Vorstellungen der Kırche Bedacht nehmen. Es wurde ıhm punkt artıkulieren un! tormulieren versuchte, WIeSs
daher eıid Lun, WEeEeNnN die katholische Kırche in Österreich ın dem Briet auch darauf ın, dafß N der Qualität des Part-
„„dıe Moaotiıve un! Zıele dieser Reftorm talsch interpretiert, nerschattlichen Dıialoges widerspreche, Wenn über das
einer Reform übrigens, dıe eın (sesetz Aus dem Jahr 1938 zentrale Anliegen eınes Partners hinweggegangen wırd
durch eıne Regelung ErSETZLT, die der Rechtslage in mehre- un! ‚„„diesem dafür andere Verbesserungen 1m Gesetzes-
fren westlichen europäıschen Ländern entspricht un die vorschlag autgerechnet werden‘‘.
VO  - eıner positivén Eınstellung ZUu Wesen VO Ehe un! Die SPOÖ als Regijerungsparteı mıt absoluter Mehrkheıit War
Famaıulie 1ISt  CC jedoch eiınem Kompromufßs in dieser rage otffensichtlich
uch der Katholische Famıiılienverband Österreichs nıcht mehr interessıert. Im Junı sSeEeLzZiE sıch die Gesetzge-
schrieb noch eınen Briet direkt Bundeskanzler Bruno bungsmaschinerie iın Bewegung, mıt 1. Juli wurde das NECEUEC

Kreisky, den Parteivorsitzenden der SP  S In diesem Eherecht einschliefßlich der umstrıttenen Bestimmungen
Schreiben wurde betont, die Scheidungsreform dürfe das über die Scheidungsautomatik ın Kraft QESELZL. Kommen-
bısher gemeınsam Erreichte ın der Famıilienrechtsreform (r des Wıener Kardınals Franz Könıg: ‚„„Dıie Sıgnalwir-
nıcht wiıderruten. ıne Fristenautomatik würde das och kung eines solchen (Gesetzes wırd VOoO  - allen schmerzlıch
1mM Julı 1975 ın Gesetzestorm 1m Konsens definierte Ver- verspurt, die sıch die Verwirkliıchung ethischer
ständnıs VO VWesen der Ehe generell autheben und nıcht Grundwerte bemühen.“‘ Frıtz Csoklich

ıel Politik, Wenig „Cambi‚o"
ahlen ın Bolivien, eru und Fcuador

ach den Wahlen 1n den VO Miılıtärs bé errschten An- schwenkt VO  3 Dıiıktatur Demokratie“‘ VO  —_3 ‚„Gotter-
denstaaten Bolivien, eru un! FEcuador zeıgen sıch diese dämmerung der Generale*“‘ sprechen un! die A 113
Länder in eiınem polıitisch 1Ur wen1g veränderten Bild Bo- 78 | „Eıne Chance für die Demokratie die Mılıtärs auf
lıvien un: eru werden auch künftig VO  w Miılıtärs regıert dem Rückzug‘“‘ sıeht).
werden, 1im ohnehin relatıv lıberal regıerten Ecuador geht Dieser Bewertung könnte weniıger eıne Überschätzung der
die Macht ach eıner Stichwahl 1m Herbst Zivilisten Demokratisierungstendenzen 1n Lateinamerika zugrunde
ber Vorzeıtıig als Autbruch eıner demokratischen lıegen als eıne Unterschätzung der diesen Tendenzen ent-
Ara Lateinamerikas gefeıert, haben die Wahlen iın Bolivien gegenstehenden unterschiedlichen ınnenpolıtischen Pro-
un! eru lediglich das Versagen der Miılıtärs dokumen- bleme jedes einzelnen Landes.
tiert: der Schritt Z Demokratie hingegen 1St 1mM WIrt-
schaftlich verelendeten eru eın Schritt 1Ns Leere OI
den, 1n Bolivien wurde er ach eınem beispiellosen Bblivien:
Wahlbetrug un: eınem unblutigen Putsch erst galr nıcht

Die auch ın anderen Militärdiktaturen des Konti-
uCcC In die Dıktatur

(Brasılien, Chile) aufgebrochene polıtısche Unruhe In Bolivien sollten dem Druck des Äuslands, VOT

1ST gegenwärtig offenbar NUur schwer ın demokratische allem der USA die ersten Präsidentschafts- un:! Parla-
Bahnen lenken. uch in Lateinamerika zeıgt sıch jetzt, mentswahlen nach zwolft Jahren den Übergang VO gema-
dafß dıe repressive Politik der Miılıitärs Leerräume geschaf- igt lınken, rechten un:! extrem. rechten Milıtärregimen
ten hat, 1n denen dıe tradıtionellen polıtıschen Strukturen Z parlamentarıschen Demokratie öttnen. Dem Julı,
nıcht VO heute auft INOTSCH wıeder Fufß tassen können. dem Tag der Wahl;, tolgten zunächst entscheidende ; Kor

rekturen‘“‘ Wahlergebnis, dann die Annullierung un!
Dıie im Hınblick auf Politik, Wırtschaft un Kultur ünter — Neuankündigung der Wahlen Julı durch den bolı-
schiedlichen Voraussetzungen tür dıe Wahlen ın den drei vianıschen Wahlgerichtshof und Zzwel Tage spater der
lateiınamerıiıkanıschen Ländern haben Ergebnissen SC Schritt zurück in die Miılitärdiktatur durch den unblutigen
führt, die prımär VO natıonaler Bedeutung sınd. So hat 207 Putsch ın der 153jährigen Geschichte des unabhängı-
sıch 1M nachhineıin die europäische (und US-amerikanı- SCH Staates. Luftwaffengeneral /uan Pereda Asbün, der
sche) Bewertung der politischen Verhältnisse als allzu Kandıdat des scheidenden Präsıdenten Hugo Banzer,
olobal erwıesen (wenn eLIwa die ‚„„Neue Zürcher Zeıtung“ stellte nach seiner Vereidigung ZU) bolivianıschen
2 78| VO ‚„ Vormarsch der Demokratie in Lateiıname- Staatsoberhaupt eın überwiıegend AaUuUus 7Zivilısten bestehen-
rıka  c  9 dıe ‚, Weltr‘“‘ 2 /8| ın eınem Artıkel „Südamerika des ‚„„‚natıonalıstisches revolutionäres Käbinett‘‘ W
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HG: [)as selbst VO bolivianıschen Offizieren als uUunwur- Kommunisten un:! die fndiobewegung „Tupay Katapryı‘‘.
dıg empfundene Wahltheater endete vorläufig tolgerichtig Die Jletztgenannte versteht sıch als Vertretung der ındıanı-
mMıt der estnahme opposıtioneller Politiker. schen Campesinos. Sıe hatte sıch 1mM Aprıl in eıner rund-

satzerklärung den bevorstehenden Wahlen für eiıne
Otfenbar sahen die Milifärs in der Revolte, die Pereda mıt zialistische Gesellschaftsordnung ausgesprochen und ın
dem in Lateinamerika bereıits abgenutzten 1NwWweIls auf eiıner Botschaft das bolivianısche olk un! die Stam-
eıne Bedrohung des Landes durch extremuistische Kräfte mesbrüder in Lateinamerika die Besinnung aut die Größe
begründete, den einzıgen und etzten Äusweg. Dıie un:! dıe Werte ihrer alten Kulturen gefordert. Aus dieser
Durchführung Wahlen hätte das Ausmafß der Wahl- Botschaftt spricht eın erwachendes Selbstbewußtseın, aber
fälschung “VO Julı iın vollem Umtang siıchtbar werden auch die Not der in Lethargıe dahınlebenden Hochlandin-
lassen. ıne wıiederholte Manipulatıon der Ergebnisse dianer, die tast Z7Wwel Drittel des bolivyianıschen Fünt-Mil-
ware den Augen US-amerikanıscher Wahlbeobach- liıonen-Volkes ausmachen. In der Botschaft heifßt CS 1ab-
CErs die schon die ersten Fälschungen offengelegt hatten, schließend: ‚„„Dıie Indiobewegung Tupa) Katarı sıeht das
kaum möglıch BCWESCNH. Mıt General Banzer der Macht Fundament un:! den Ausgangspunkt tüur eıne echte natı10-
aber erneute Wahlen und der Sıeg der Linken nıcht ale Beireiung ın eıner umtassenden Agrarreform, in der
auszuschließen: in dieser Sıtuation die rechtsgerich- Sozlalısierung aller großen Unternehmen, der Verstaatli-

Krätfte 1im Miılıtär (wenn nıcht der Präsıdent selbst) chung aller Bodenschätze ohne Entschädigung der b1Ss-
den Putsch VOTI. 1971 ach dem Sturz der Linksdiktatur herigen ausländıischen Nutznießer SOWI1eE im Verzicht aut
Torres die Macht gekommen, scheıterte Banzer der rassısche, wirtschaftliche und soz1ıale Diskriminierung;

Rechten 1mM eigenen Land, der amer1- diese Mafifßnahmen bılden die moralısche un materielle
kanıschen Politik, die nıcht mehr uneingeschränkt Miılıi- Grundlage tür das bolivianısche olk un! ermutıgen

einem echten Nationalısmus auf der Basıs der alten Kul-tärregıme stutzt, un:! dem nıcht eingelösten Verspre-
chen, Bolivien den Zugang ZU Meer wieder ötftnen. Campes1inos un! Brüder, Indianer Boliviens!

Haben WIr keine ngst VOT der Freiheıt. Es 1st besser,
sterben als Sklave se1InN. Wır haben nıchts verlieren,Das Ausmafß des Wahlbetrugs, der sıch 1m Auswechseln

zahlreicher Urnen, ın der Stimmabgabe Toter un:! der aber alles, eın Vaterland un! eıne Zukunftt, gewıinnen“‘
Meldung über rückläufige Stimmengewiınne für den (zıt. ach IAL Nr 458, 29 7/8)
positionellen Kandıdaten Sıles Zuazo manıftestierte, 1ISt
ohl 11UTr mıt der schockierenden Erkenntnis eıner ZanzZ- Gemennsam mıt dem damalıgen Präsıdenten Paz Estens-
ıch unerwarteten rohenden Wahlniederlage Preredas SOTO un:! dessen ‚„„‚Movımıento Nacıonal Revolucıonarıo“‘
erklären. Tatsächlich hatte der Verlauf des bolivianıschen hätte Sıles Zuazo, der bei eıner Zwischenzählung überra-
Wahlkampftes den Sıeg des soz1aldemokratisch-kommu- schende 35 Prozent der Stimmen auf sıch vereinıgte, die
nıstıschen Wahlbündnisses ımmer unwahrscheinlicher Wahl zweıtellos Banzer un:! Pereda etizten auf
werden lassen. Der ehemalıge Innenminıster Pereda die hıer sıchtbar werdende, Zersplitterung heranreı-
konnte seiınen Wahlkampf mıt Hılte des Staats- chende Uneinnigkeıt innerhalb der bolıvianıschen Linken,
apparates führen: Amter und Geschäfte blieben während un:! auch die Lateinamerikapolitik US-Präsident Carters

dürfte das Konzept eines gewählten gemäaßıigten Präsıden-seıiner Wahlveranstaltungen geschlossen, iın ländlichen
Gegenden wurde das Publikum mıt hundert Pesos fürs ten un! einer starken populären, die rechte egıerung
Zuhören belohnt. Be1 Kundgebungen der Opposıtion kontrollierenden lınken Opposıtion verfolgt haben Als

Pereda in Santa Cruz die Macht übernahm, 1e1% das US-hingegen (nAateN dıe hılfreichen Soldaten mıt ITränengas in
Erscheinung; 'die Eerst kurzlıch aus dem Exil zurückge- Außenministeriıum erklären: Wır bedauern die Ereig-
kehrten Polıitiker autf ıhren Wahlreisen VOT Stein- nısse ın Bolıvien, dıe den Wahlprozeiß unterbrochen

haben scheinen. Wır hoffen, da{ß diese Unterbrechung NUurwurten und anderen Behinderungen nıcht sıcher. Mehrere
Wahlhelter sollen dabei ıhr Leben gelassen haben Fuür die zeitweılig ISt.  <C
eiıgentliche Wahl WAaIcCIl, SOZUSASCH als vorbeugende Ma(-

Der durch dıe wiırtschaftliche Abhängigkeıt VO  3 den Ver-nahme, knapp hundert ( Aul Wahlbezirke errichtet WOTI-

den; die Angaben der Wahlbehörde über die Zahl der einıgten Staaten bedingte polıitische Einflu(ß der USA aut
Stimmberechtigten schwankten 7zwischen c un Z Miıl- Bolivien 1Sst vergleichsweise orößer als in anderen latein-

amerıikanıschen Staaten. Zınn, das wichtigste Ausfuhrpro-lionen. (Gewählt haben ach offiziellen Angaben
971 968 Bolivianer; die Auszählung ergab knapp über dukt Bolıviens, wırd einem Gro(teil iın dıe USA OL-

50 Prozent tür Pereda.) tlert. Der ınzwıschen rückgängıg gemachte Entschlufß
VWashıngtons, eınen Teıl seıner strategischen ZinnreservenUnter den sechs AaUuS mehr als tüntzıg polıtischen Gruppie-

rungen entstandenen Wahlbündnissen der Opposıtion galt auftf den Markt bringen, hat den Ziınnpreıis bereıits stur-
der Zivilist un:! ehemalige Präsıdent Hernan Sıles 7uazo zen lassen. Im Maı dieses Jahres baten 104 amerikanısche
als schärtster Konkurrent Peredas. Seine Demokratische katholische Mıssıonare (darunter Z7Wel Bischöfe), die 1ın
Volksunion vereınte Grupplerungen der linken Bolivien arbeıten, Präsıdent Carter un: den Kongrefß in
Mıtte, W1e den MIR (der 1mM Gegensatz Zu linksextremen eiınem offenen Brief, den Beschlufß überdenken. W Ort-

ıch heißt CS darın: „„Als Nordamerikaner können WIr unschilenischen MIR mehr soz1ialdemokratisch orıentiert 1st),
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nıcht rhetorischer Phrasen ber die Menschenrechte be- lıtärs 22 Juli eıne Generalamnestie für politische Häftt-
dıenen, Wenn WIr gleichzeitig eıne Wırtschaftspolitik der lınge, VON der rund 3() Personen betroffen
Aggression betreiben ...“ Nr 454, 22.6.78). ıhnen dıe ach dem Generalstreik 1mM Maı außer Landes
Fın harter Kurs des Regımes General Pereda könnte, gewlesenen Peruaner. Eınen Tag hatte die Regıe-
WwW1e€e 1M Fall der Domuinikanıschen Republık, wirtschaft- rung per Dekret die volle Pressefreiheit 1mM Land wıieder-
liche Sanktionen ZUuUr Folge haben, mıiıt denen Präsiıdent hergestellt. Die 1974 VO der Regierung Velasco Alvarado
Carter seıne Menschenrechtspolitik durchzusetzen gC- durch eine Zwangsverordnung verstaatliıchten sıeben 'Ta-
denkt Möglıcherweıise bewirkt der Druck Washingtons;, geszeıtungen Lımas sollen reprivatisıert werden; die
dafß Pereda den gewählten Kongreß 1U  — doch einberult. Gründung Publikationen 1St wieder möglıch.
Wıe siıch ann die ASSIVE Wahlfälschung auf die Sıtzver- Anders als ın Bolıvıien, das eiınem Zeıtpunkt relativer
teılung 1Im Parlament auswirken wiırd, 1St eıne rage VO wirtschaftlicher Stabilität (und daher sozıaler Ruhe)
innenpolıtischer Brisanz. In eıner ersten öffentlichen Er- wählte, wurden die 16 Miılliıonen Peruaner ach Jahren
klärung ach dem Putsch Sıles Zuazo, seıne Parte1ı milıtärischer Herrschatt gerade 1in dem Augenblick die
wolle die opposıtionellen Parteıen, dıe Gewerkschaftten Urnen gerufen, als der Staatsbankrott unausweıchlich
und die Studenten mobilisieren un! euwahlen ordern. schien. Am 15 Maı, knapp dreı Wochen VOT dem ur-

Der populäre Opposıtionspolitiker, der als überzeugter sprünglıchen VWahltermin, hatte die Regierung drastische
Demokrat gilt un! sıch als gläubiger Christ bezeichnet, Preiserhöhungen VO  } 50 bıs 130 Prozent für Nahrungs-
W ar mafßgeblıch derAgrarreform von 1952 beteılıgt, die mıttel, Treibstoff, Iransport, Strom und Gas verfügt. Das
jedem Landarbeiter eın Stück Grund un! Boden als be- polıtische Interesse der Bevölkerung schwand angesıichts
scheidenen Besıtz zuteılte. Da sıch die bolivianıschen Re- der wirtschafttlichen Not Obwohl die Miılıtärs, die das
gımes ın den tolgenden 25 Jahren aut diese Landreform Land iınnerhalb VO Jahren bıs auf den Grund herunter-
berieten und sıch 1n zunehmendem Ma{iße (unter Banzer gewirtschaftet haben, aum och Rückhalt 1Im olk besit-
mıiıt gutiem Erfolg) dem Autbau einer Industrie wiıdmeten, ZCN, konnte das Ereignis freier Wahlen NUur eıne kleine PO-
blieb dıe Agrarwirtschaft, deren Förderung auch den lıtısche Flıite mobilisieren. Dıie Beteiligung des Volkes
Ärmsten, den Indianern auf dem Hochland, Zugute gCc- einem für eru bedeutenden politischen Prozeß scheıiterte
kommen ware, hoffnungslos unterentwickelt. der ach eıner Regijerungsaussage „schlimmsten

Wıirtschaftskrise in der Geschichte“‘ des Landes. Dıie Wah-
Dıie hatholischen Bischöfe Boliviens nahmen wenıge Tage len verliefen ordnungsgemäfß; Umf{ragen zufolge kannte
VOT den Wahlen der soz1ıalen rage Stellung. In eıner Nur jeder Zzweıte Peruaner den Begriff ‚„„Constıiıtuante““.
Studıe für die bevorstehende Dritte Generalversammlung
der Jateiınamerikanıschen Bischöte klagen die Oberhıirten Von den 100 Sıtzen 1n der verfassunggebenden Versamm-
darüber, dafß die bolivianıschen Bauern und Bergarbeıiter lung hat die soz1aldemokratische PRA (Alıanza Popular
den orößten Beitrag ZuUur natıonalen Wıirtschaft leisten, aber Revolucjonarıa Amerıcana) A/ Sıtze Dıie 1924

allerwenıgsten davon profitieren. Die kırchliche Hıer- gegründete, gewerkschaftsorientierte Parteı 1St iın der Ver-
archıe, iınsbesondere der Erzbischof VO La Pazı orge gangenheıt VO  w rechtsgerichteten Kräften un:! Miılıitärs
Manrıque, hatte Anfang des Jahres mıt Erfolg ın das poli- wiederholt der Übernahme der Regierung gehindert
tische Tauzıehen VOT den Wahlen eingegriffen. Sıe er- worden. S1e hat Beobachterstatus bei den Sıtzungen der
stutzte den natıonalen Hungerstreik In mehreren Kırchen Sozialistischen Internationalen. Der unbestrittene geistige
des Landes, dem 1300 Personen teilnahmen. 1 )as Re- Führer der APRA,; der 83 Jahre alte Vıctor Haya de Ia
ıme gab ach erließ die geforderte Generalamnestie Torre, bezeichnete CS als wichtigste Aufgabe der Vertas-
für alle polıtıschen Gefangenen und erlaubte der 1mM FExiıl SUuNg, dem olk orößere so7z1ale Gerechtigkeıt geben,
ebenden polıtıschen Opposıtion die Rückkehr ach Boli- ohne ıhm die demokratischen Freiheiten nehmen. Haya

de ]a Torre führt WwW1e erwartet den Vorsıtz ın der ‚‚Constıi-vie_n. tuante‘‘. Miıt 25 Delegierten 1st die Christliche Volksparteı
vertreten, ıIn der sıch rechte Christdemokraten, Konserva-

Sieg der emäßigten In eru t1ve und Liberale zusammengefunden haben Während die
alten Rechtsparteien leer ausgiıngen, CITaNS die zersplıt-

Im Nachbarstaat eru sınd die Wahlen tür eıne verftas- Linke insgesamt rund 3() Prozent der Stimmen. Der
sunggebende Versammlung („Constıituante“‘“) ach einem Spitzenkandidat der miı1t 11 Prozent der Stiımmen überra-
unruhigen Wahlkampf un:! eiıner Verschiebung des Wahl- schend erfolgreichen trotzkistischen (Arbeiter-,
ermıns ohne größere Zwischenfälle verlauten. Die 18 Bauern- und Studententront), HugQ0 Blanco, wurde 1in Ab-
Junı gewählte Versammlung hat Ende Juli bereits iıhre Ar- wesenheıt ın die Versammlung gewählt; befand sıch
beıit aufgenommen, die au dem Jahre 1933 stammende freiwillig 1m Exıl Blanco hofft auf eın sozıalıstisches Perü,
Verfassung innerhalb eines Jahres retormieren. Bıs 1980 das auf Sanz Suüudamerika ‚„„ansteckend“‘ wirken könnte.
hat Staatspräsıdent General FYancısco Morales Bermuüdez Dıie unmıttelbare polıtısche Zukunft des Landes beurteilt
dıe Abhaltung freijer Wahlen und die Übergabe der Macht er pessimıistisch. Die Lage sel explosıv, erklärte er 1n Ae

eıinen zıivıilen Präsıdenten un! eın Parlament VCISPTIO- Monde*‘ (22 /8) ‚„„Die Armee 1St bereıt, die PRA DPar-
chen. Im Zuge der „Redemokratisierung“‘ erließen die Mı- lament spielen lassen, aber S1e behält die Zügel in der
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and Es wırd aum drei Monate dauern, un:! die Miılıtärs Zıvile Regierung ın Fcuador
werden mıt dem Siubern beginnen.“‘ Eınen Weg A2Uu$S der
Wirtschattskrise weıiß auch Hugo Blanco nıcht HEMNECN Nur in Ecuador verlieten die Wahlen, die den Übergang
Da S€ die Milıtärregierung veranlafte, tür 1980 freie VO  - mıilıtärischer Herrschaft Z parlamentariıschen De-
Wahlen anzusetzen, 1sSt ohl das deutlichste Zeichen da- mokratie einleiteten, ungestort. Überraschend WAar jedoch
für, da{fß Polıitik un: damıt auch Demokratie ZU eıit- der Ausgang der Wahlen VO Julı Dıie beiden von den
punkt der Wahlen VO zweıtrangıger Bedeutung Miılıtärs gestutzten Kandıdaten, der Konservatıve Duran
Sıe können jedoch in dem Moment ın den Vordergrund un! der Liberale Huerta, erhielten 1Ur je 7Ö Prozent der
treten, In dem die wirtschaftliche Not den soz1ıalen Stimmen. Sıeger der Wahlen 1St mıt 3() Prozent der Wih-
stand und eıne politische Radıkalisierung bewirkt, se1l N lerstimmen Jaıme Roldös, der für die Sammlungsbewe-
iın orm eıner Revolution oder eıner straffen Militärdikta- sSung CFHP kandıdierte. Deren eigentlicher (und aussıchts-
IU  z reichster) Kandıdat, der Sozıalıst Assad Bucaram, WAar VO  $
Vor allem die ın AÄArmut ebende Mehrheit des Volkes tret- der Wahl durch eın eıgens erlassenes Dekret ausgeschlos-
ten gegenwärtıig die Folgen der vertehlten peruanıschen sen worden, das die ecuadorıijanısche Staatsbürgerschaft
Wırtschaftspolitik. Jeder zweıte arbeitsfähige Peruaner der FEltern des Staatspräsiıdenten vorschreıbt; Bucarams
geht 1Ur einem Gelegenheıitsjob nach: das durchschnitt- Eltern sınd liıbanesische Staatsbürger. Hıer zeıigt sıch, dafß
liche Jahreseinkommen, das 1977 beı 1350 lag, soll die Miılitärs 1n Ecuador den Rückzug 1ın die Kasernen ZW ar
in diesem Jahr Q  C  x Prozent sinken. Das 1968 VO  — lınks- freiwillig Ntreten, aber die Weıchen für die Zukuntft och
nationalen Oftizieren General Velasco konzipierte stellen wollten. Der VO ıhnen tavorisierte Duran, gestutzt
„peruanısche Modell“‘ 1St der Inkompetenz der Mılı- VO  —$ der städtischen un der Agraroligarchie, versprach
tars, die auf Wırtschaftsexperten verzichten können denn auch einen „retorno““ ZUur Demokratie ohne sozıale
glaubten, gescheitert. ıne kostspielige Aufrüstung der Veränderung. Da{fß Roldös den Sıeg davontragen konnte,
Streitkrätte und der Bau eıner Ölleitung durch die Anden haben die Miılıitärs möglicherweise selbst inıtuert. Sıe he-
bei NUur geringen Ölfunden tırugen mıiıt dazu be1; da{fß die en 05 Januar 1978 die 1,6 Miıllionen Stimmberechtig-
Auslandsverschuldung auf tast Miılliarden anstıeg. ten ber eine Verfassungsreform abstiımmen. Die CU«C
Obwohl die Devıseneinnahmen ach amtlıchen Angaben Verfassung gab den Analphabeten des Landes (30 Prozent)

fast 25 Prozent zurückgegangen sınd, mufß eru iın die- das Stimmrecht. Gerade der so71a] schwachen Be-
SCIN Jahr eıne Miılliarde Dollar, tast die Hältfte der Export- völkerung Wr jedoch die Anhängerschaft Bucarams grofß.
eiınnahmen, zurückzahlen. Der Unmut über die Z7WEIl- FEın zweıter Wahlgang 1M Herbst entscheidet darüber, ob
gleisige amerıikanısche Politik (dıe auch Bolivien spuren Durän oder Roldös, der die ertorderliche absolute Mehr-
bekommen hat) 1STt ogroßßs: Washington hat die harten Be- eıt nıcht erreichte, erster Mann 1m Staat wırd Prüfstein
dingungen des internationalen Währungsfonds tür eınen der zukünitigen Politik 1n Ecuador werden die 401
Beistandskredit unterstutzt, die eru den horrenden ten Antıarbeitergesetze se1ın, die eın fast totales Streikver-
Preiserhöhungen 1M Maı ozıale Unruhen bot ZU. Inhalt haben un! die Inhaftierung VO  . Gewerk-
die Folgen, ın deren Verlauf miıindestens A0) Menschen SC- schaftlern bıs Z7wel Jahren hne Gerichtsvertahren CI -
totet wurden. General Morales Bermüdez riet den Aus- möglıchen. Dıiese (Gsesetze sollten VO  e} der Vertas-
nahmezustand dUus, über 100 Personen wurden verhaftet, Sung abgeschafft werden: der entsprechende Artikel

iıhnen linksgerichtete Politiker un:! Gewerkschafttler, wurde aber fünf Tage Vor dem Referendum VO  . den Milıi-
die 1Ns Ausland abgeschoben wurden. Dıie Redemokrati- tars stillschweigend gestrichen. Soz1ıale Spannungen WCI-

den auch ach der Stichwahl nıcht ausbleiben: der Erdöl-sıerung mußte auf spater verschoben werden. Wıe in Bolıi-
vien hatten auch ın eru die katholischen Bischöte eınen boom hat Ecuador ZW ar reicher gemacht, den Graben
VWahlhirtenbrief verlesen lassen, 1n dem CS hıefßß ‚„Das zwischen Armen und Reichen aber och vertieft. Leidtra-
un wichtigste Kriteriıum MUu: die sozıale Gerechtigkeıt gende der ecuadorijanıschen Wıiırtschaft 1St Ühnlıch WwWI1e in
se1nN, denn die große Mehrheıt des Volkes ist arm eru un! Bolivien die Landwirtschaft. [)as einwohner-
Dıie peruanıschen Mıiılıtärs wollen sıch dieser Aufgabe ATINC Ecuador ann 11UTr och 55 Prozent seınes Bedarts
nıcht mehr stellen. In Lıma heißt CS, s1e wollten die Wahlen Agrarprodukten selbst decken.

eın Jahr auf 1979 vorziehen un! resıgnıeren. Gabriele aums-Burchardt

Opfer von Machtkampf un ideologıe
Flüchtlingsströme In Sudostasien
In Südostasıien dürtten allein ZULE eıt zwıschen 4,5 und polıtischen Probleme un! die orofße AÄArmut ıhrer Bevölke-

Miıllionen Menschen als Flüchtlinge oder als Umsiedler LUNg bedenkt, ann INan sıch eın ungefähres Bıld VOIN der
1im eıgenen LandS se1n. Wenn INa  s die WIrt- Notlage der Flüchtlinge un! VO den iımmensen Schwie-
schaftliche Schwäche vieler südostasıatiıscher Länder, hre rigkeıiten der Regierungen machen, die sS1e VErSOTSCNH,


